
wertung der Aktivmasse beschränken, um
schliesslich den Erlös unter die Gläubiger
zu verteilen, lässt der Gesetzgeber die
Steuerpflicht nicht mit der Konkurser-
öffnung enden. Die allgemeinen Voraus-
setzungen für die subjektive Steuerpflicht
(das Vorliegen einer gewerblichen, beruf-
lichen und selbständigen Tätigkeit, das
Erzielen einer bestimmten Umsatzhöhe,
etc.) verlieren dadurch im Konkursver-
fahren an Bedeutung. Die einzelnen Li-
quidationshandlungen im Konkurs (bspw.
der Verkauf des Warenlagers) sind somit
aus dem Blickwinkel der MWST von Be-
deutung. Im Merkblatt Nr. 2 (MB 2)2 wird
dennoch eine Unterscheidung getroffen.
Je nach dem, ob mit der Konkurseröff-
nung die Geschäftstätigkeit eingestellt
wird oder nicht, resultieren für die Kon-
kursverwaltung andere formelle Pflichten
(bspw. Rhythmus der Deklarations- und
Abrechnungspflicht, Marktauftritt der

Stephan Beutler · Mehrwertsteuerproblematik bei Liegenschaften im Konkurs STEUERN

§Insolvenz- und Wirtschaftsrecht · 3/2000 99

1. Gesetzliche Grundlagen

1.1. Die Steuerpflicht
Ausgangspunkt der mehrwertsteuer-
rechtlichen Betrachtung bilden die Be-
stimmungen von Art. 21 in Verbindung
mit Art. 29 lit. a MWSTG (Art. 17 i.V.m.
Art. 22 lit. a MWSTV), welche die sub-
jektive Steuerpflicht regeln. Während
Art. 21 MWSTG den Beginn der Steuer-
pflicht regelt, bestimmt Art. 29 lit. a
MWSTG die Beendigung. Der Wortlaut
des MWSTG und der MWSTV sind iden-
tisch.

Die subjektive Steuerpflicht setzt eine
‹mit der Erzielung von Einnahmen ver-
bundene gewerbliche oder berufliche
und selbständige Tätigkeit› voraus1. Da-
mit soll namentlich eine Abgrenzung
gegenüber gelegentlichen oder sogar
einmaligen Tätigkeiten geschaffen wer-
den, welche zum vorneherein nicht der
MWST unterliegen. Die subjektive Steu-
erpflicht setzt somit eine nachhaltige, auf
Dauer ausgerichtete Tätigkeit voraus.

Bekanntlich wird das Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer (MWSTG) auf den 1. Januar
2001 die Verordnung über die Mehrwertsteuer (MWSTV) ablösen. In den nachfolgenden
Ausführungen wird der Handlungs- und Problembereich in der mehrwertsteuerrechtlichen
Behandlung von Liegenschaften im Konkursverfahren skizziert. Für zentrale Aspekte, die die-
sen Themenbereich betreffen, liegen zur Zeit noch keine Verlautbarungen der Eidgenössi-
schen Steuerverwaltung (Branchenbroschüren, Merkblätter oder Spezialbroschüren) vor.
Namentlich durch die Einführung des Rechtsinstitutes der Einlageentsteuerung (Art. 42
MWSTG; spätere Entstehung des Anspruches auf Vorsteuerabzug) ergeben sich im Konkurs-
verfahren und damit auch für die Konkursverwaltungen verschiedene neue Heraus-
forderungen.

Das Gesetz regelt das Ende der Steuer-
pflicht im Falle einer konkursamtlichen
Liquidation ausdrücklich, indem Art. 29
lit. a MWSTG die Steuerpflicht mit dem
Abschluss des Liquidationsverfahrens
enden lässt. Obwohl mit der Konkurser-
öffnung in der Regel die eigentliche
Geschäftstätigkeit eingestellt wird, sich
jedenfalls die Handlungen der Konkurs-
verwaltung auf die Verwaltung und Ver-
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Konkursverwaltung für den Konkursiten
mit der Mehrwertsteuernummer des kon-
kursiten Schuldners, etc.).

1.2. Ausgenommene Umsätze und frei-
willige Unterstellung (Option)
Art. 18 MWSTG (Art. 14 MWSTV) enthält
einen Katalog von Umsätzen, welche von
der MWST ausgenommen sind. Zum einen
unterliegen diese Umsätze nicht der
MWST. Zum andern können aber die Vor-
steuerbelastungen auf Leistungsbezügen
für die Erbringung von ausgenommenen
Umsätzen nicht im Sinne von Vorsteuern
zurückverlangt resp. geltend gemacht
werden. Für Unternehmer, welche ausge-
nommene Umsätze erzielen, resultiert
eine taxe occulte, indem sie bspw. die
MWST auf ihren Betriebsmitteln nicht
geltend machen können.

Unter die ausgenommenen Umsätze
fallen namentlich die Übertragung und
Bestellung von dinglichen Rechten an
Grundstücken (Art. Art. 18 Ziffer 20
MWSTG bzw. Art. 14 Ziffer 16 MWSTV);
mithin der Verkauf von Grundstücken.
Ebenso unterliegt die Vermietung von un-
beweglichen Gegenständen dem Ausnah-
mekatalog (Art. 18 Ziffer 21 MWSTG bzw.
Art. 14 Ziffer 17 MWSTV). Im Bereich der
Vermietung gelten jedoch gewichtige Aus-
nahmen (faktisch die Ausnahme von der
Ausnahme), welche wiederum der MWST
unterliegen (bspw. die Vermietung von
Wohn- und Schlafräumen zur Beherber-
gung von Gästen im Hotel- und Gastge-
werbe). Der Verkauf einer vormals ver-
mieteten Liegenschaft hat somit keine
unmittelbaren steuerrechtlichen Konse-
quenzen.

Unter gewissen Voraussetzungen kann
für den grössten Teil der Umsätze, welche
unter den Ausnahmekatalog fallen und
damit von der MWST ausgenommen sind,
mittels Option die freiwillige Versteuerung
beantragt werden. Diese Möglichkeit be-
steht für die Vermietung und den Verkauf.
Vorausgesetzt, dass der Vermieter – wenn
auch erst durch die Vermietung – bzw.
der Verkäufer und andererseits der Mie-
ter bzw. der Käufer mehrwertsteuerpflich-
tig sind, die vermietete oder veräusserte
Liegenschaft dem Mieter bzw. dem Er-
werber dazu dient mehrwertsteuerpflich-

tige Umsätze zu generieren, kann eine
freiwillige Unterstellung unter die MWST
verlangt werden. Im Falle der Vermie-
tung wird zusätzlich ein jährlicher
Mindestumsatz (Mietzinseinnahmen von
Fr. 40’000.–) verlangt, sofern es um die
Neuunterstellung unter die Steuerpflicht
geht (der Unternehmer wird nur – frei-
willig – für den Mietzins mehrwertsteuer-
pflichtig, weil seine übrigen Umsätze von
der Steuer ausgenommen sind). Hinge-
gen kann ein nicht steuerpflichtiger Ver-
käufer alleine für den Verkauf einer Lie-
genschaft nicht optieren, weil es sich da-
bei lediglich um eine einmalige Tätigkeit
handelt 3. Die Option für den Verkauf setzt
somit die Steuerpflicht des Verkäufers im
Zeitpunkt der Veräusserung voraus, wäh-
rend für die Vermietung allenfalls erst
durch die freiwillige Unterstellung der
künftigen Mietzinse die Steuerpflicht be-
gründet wird.

Aus den nachfolgenden Ausführungen
werden allfällige Vorteile der freiwilligen
Versteuerung ersichtlich.

1.3. Die Eigenverbrauch- und die
Einlageentsteuerung bzw. Nutzungsän-
derungen
Sowohl die MWSTV als auch das MWSTG
kennen den Tatbestand des Eigenver-
brauchs. Eigenverbrauch liegt vor, wenn
aus dem steuerpflichtigen Bereich Gegen-
stände dauernd oder vorübergehend
entnommen werden, die oder deren
Bestandteile die Unternehmung zum vol-
len oder teilweisen Vorsteuerabzug be-
rechtigt haben (Art. 9 MWSTG bzw. Art. 8
MWSTV). Werden beispielsweise Be-
triebsliegenschaften, welche vormals zur
Herstellung von mehrwertsteuerpflichti-
gen Leistungen verwendet wurden, neu
vermietet oder verkauft, muss über den
Eigenverbrauch abgerechnet werden. Die
Abrechnung erfolgt in diesem Falle, weil
die Vermietung bzw. der Verkauf von un-
beweglichen Gegenständen grundsätzlich
von der MWST ausgenommen ist. Mit der
Eigenverbrauchsteuer erfolgt praktisch
eine nachträgliche Korrektur der Vorsteu-
ern. Die Vorsteuerentlastung wird rück-
gängig gemacht.

In den Fällen der Vermietung und des
Verkaufs kann unter Umständen die Ei-

genverbrauchsteuer vermieden werden.
Sind die Voraussetzungen für die Option
(vgl. Ziffer 2.2 hievor) erfüllt und die frei-
willige Unterstellung gewährt worden,
entfällt der Tatbestand des Eigenver-
brauchs. Durch die freiwillige Versteue-
rung der künftigen Mietzinse bzw. der
mehrwertsteuerrechtlichen Abrechnung
des Kaufpreises – ohne Wert des Bodens
– verbleibt der Gegenstand im steuerba-
ren Bereich und über die bisher geltend
gemachten Vorsteuern erfolgt keine Ab-
rechnung im Sinne der Eigenverbrauch-
steuer.

Bemessungsgrundlage der Eigenver-
brauchsteuer (Art. 34 Abs. 2 MWSTG) ist
der Zeitwert resp. für Liegenschaften der
Verkehrswert des Gebäudes (ohne Wert
des Bodens) höchstens jedoch der Wert
der Aufwendungen, welche seinerzeit zum
Vorsteuerabzug berechtigt haben. Zu die-
sen Aufwendungen gehören die Kosten
mit Anlagecharakter des Gebäudes (bau-
liche Verbesserungen, die den Anlagewert
erhöhen), Grossrenovationen (Kosten
von mehr als 5% gemessen am Gebäude-
versicherungswert) sowie nachgeholter
Unterhalt (Investitionen von mehr als
5% des Erwerbspreises, welche innert
24 Monaten nach dem Erwerb getätigt
werden – in Analogie zu der Dumont-
Praxis)4. Mithin fallen werterhaltende
Aufwendungen sowie Betriebskosten
nicht unter den Begriff der Aufwen-
dungen, welche der Eigenverbrauch-
steuer unterliegen. Soweit der Nach-
weis (Buchhaltung und Belege im Sinne
von Art. 37 MWSTG) hinsichtlich dieser
Liegenschaftskosten erbracht werden
kann, reduziert sich die Eigenverbrauch-
steuer, weil für jedes abgelaufene Jahr li-
near ein Zwanzigstel dieser Kosten abge-
schrieben werden kann. Der Nachweis
obliegt allerdings dem Steuerpflichtigen.

Mit dem Inkrafttreten des MWSTG wird
das Rechtsinstitut der Einlageentsteue-
rung (Art. 42 MWSTG) eingeführt. Funk-
tional stellt die Einlageentsteuerung das
Gegenstück zur Eigenverbrauchsteuer
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dar. Damit wird dem Wechsel eines
Gegenstandes von einer nicht der MWST
unterliegenden Verwendung in den steu-
erpflichtigen Bereich Rechnung getragen.
Die Vorsteuerbelastung kann nachträglich
zu Gunsten des Steuerpflichtigen geltend
gemacht werden. Wurden beispielsweise
an einer ohne Option vermieteten Liegen-
schaft seit dem Inkrafttreten der MWST
(ab 1995) Grossinvestitionen vorgenom-
men, durften bekanntlich die Vorsteuern
auf diesen Liegenschaftsaufwendungen im
Zusammenhang mit der MWST nicht gel-
tend gemacht werden. Durch die Option
(freiwillige Unterstellung für die Miete)
ab dem 1. Januar 2001 kann die Vorsteu-
erbelastung – teilweise – eliminiert wer-
den, indem analog zur Eigenverbrauch-
steuer die bisher angefallenen Vorsteuern
nachträglich geltend gemacht werden
dürfen5. Als vorsteuerbelastete Aufwen-
dungen sind die selben Aufwendungen
heran zu ziehen, wie bei der Eigenver-
brauchsteuer (Kosten mit Anlagecharak-
ter, Grossrenovationen, nachgeholter
Unterhalt, nicht aber werterhaltende Auf-
wendungen und Betriebskosten).

Hierbei sind folgende Hinweise zu
beachten: Es gilt die unterschiedliche Be-
messungsbasis bei der Eigenverbrauch-
steuer (Basis ist der um die linearen Ab-
schreibungen reduzierte Wert der Gegen-
stände) und der Einlageentsteuerung
(Basis ist die MWST, welche auf den vor-
genannten Liegenschaftsaufwendungen
tatsächlich lasten) zu berücksichtigen6.
Durch die unterschiedliche Bemessung,
resultiert latent bei steigenden Steuersät-
zen eine höhere Besteuerung des Eigen-
verbrauchs gegenüber dem Gegengleich
der Einlageentsteuerung (hier wird von
der seinerzeit bezahlten Steuer ausgegan-
gen). Verzichtet der Steuerpflichtige auf
die ihm zustehende Einlageentsteuerung,
wird der nicht geltend gemachte Tatbe-
stand der Einlageentsteuerung bei einer
späteren Eigenverbrauchsteuerberech-
nung mitberücksichtigt. Soweit die Einla-
geentsteuerung noch nicht verjährt ist,
kann diese in diesem Zeitpunkt noch be-
antragt werden7.

Beim Eigenverbrauch entsteht die Steu-
erforderung im Zeitpunkt, in welchem er
eintritt (Art. 43 Abs. 2 MWSTG bzw. Art. 34

lit. b MWSTV). Während dies unter der
Geltung der MWSTV im Zeitpunkt der Auf-
gabe der steuerbaren Tätigkeit der Fall ist
(vgl. Art. 8 Abs. 1 lit. d MWSTV)8, entsteht
die Steuerforderung gemäss Art. 9 Abs. 1
lit. d MWSTG mit dem Wegfall der Steuer-
pflicht oder bei Beendigung der Steuer-
pflicht. Bei der Liquidation eines Unter-
nehmens endet die Steuerpflicht nach
Abschluss des Liquidationsverfahrens 9.
Demgegenüber kann die Einlageentsteue-
rung und damit die Vorsteuer in der Ab-
rechnung vorgenommen werden, in wel-
cher die Nutzungsänderung (Übergang
vom Bereich, welcher nicht der MWST
unterliegt in den steuerbaren Bereich) er-
folgt. 

Nutzungsänderungen können somit aus
mehrwertsteuerrechtlicher Optik entwe-
der zu Einlageentsteuerungen oder zur Ei-
genverbrauchsteuer führen. Wird auf den
Zeitpunkt der Konkurseröffnung eine Nut-
zungsänderung – eventuell auch nur eine
partielle Nutzungsänderung – unterstellt,
hat dies unmittelbare Steuerfolgen. Von
einer Nutzungsänderung, welche den Tat-
bestand des Eigenverbrauchs auslöst,
wird ausgegangen, wenn ein Unterneh-
men aus der Steuerpflicht entlassen wird
oder Gegenstände bzw. Dienstleistungen
den steuerpflichtigen Bereich des Unter-
nehmens zumindest teilweise verlassen10.

Den mehrwertsteuerrechtlichen Ab-
rechnungen, in welchen über Nutzungs-
änderungen abgerechnet wird, sind sepa-
rate Aufstellungen über die Berechnun-
gen beizulegen.

2. Wirkungen im Konkurs

2.1. Einzelne Wirkungen im allgemeinen
Wird über ein mehrwertsteuerpflichti-
ges Unternehmen der Konkurs eröffnet,
bleibt dieses steuerpflichtig (Art. 29 lit. a
MWSTG) bis zum Abschluss des Liquida-
tionsverfahrens, d.h. die Löschung im Re-
gister der Mehrwertsteuerpflichtigen er-
folgt nicht mit der Konkurseröffnung. Der
konkursiten Unternehmung bzw. der Kon-
kursverwaltung stehen grundsätzlich die
selben mehrwertsteuerrechtlichen Rechte
zu und gleichzeitig obliegen ihr die glei-

chen Verpflichtungen. Jedenfalls sind
diesbezüglich zur Zeit keine anderen Äus-
serungen der Eidgenössischen Steuerver-
waltung bekannt.

Das MB 2 über die mehrwertsteuer-
rechtlichen Fragen im Zusammenhang
mit Betreibungen und Konkursen ist im
Hinblick auf das MWSTG noch nicht ver-
öffentlicht. Auch noch nicht publiziert
ist die Spezialbroschüre Nr. 5 sowie das
MB 14 über die Thematik der Nutzungs-
änderungen. Damit ist die Verwaltungs-
praxis der Eidgenössischen Steuerverwal-
tung zu den Steuerfolgen, noch nicht be-
kannt.

Mit der Konkurseröffnung wird der
Konkursit nicht aus der Steuerpflicht ent-
lassen. Insofern liegt keine Nutzungsän-
derung vor. Hingegen ist es denkbar, dass
beispielsweise einzelne Betriebsliegen-
schaften (Verwaltungsgebäude einer Han-
delsgesellschaft) das Unternehmen in
dem Sinne verlassen, dass diese nach der
Konkurseröffnung nicht mehr oder nicht
mehr ausschliesslich (partiell) für steuer-
bare Zwecke verwendet werden. Die Be-
urteilung hat bezogen auf jedes einzelne
Objekt (Grundstück) zu erfolgen. Damit
kann im Einzelfall, auch wenn die Steuer-
pflicht im übrigen grundsätzlich fortbe-
steht, die Eigenverbrauchsteuer im Zeit-
punkt der Konkurseröffnung entstehen.
Die geschuldete Eigenverbrauchsteuer
bezogen auf einen solchen Gegenstand
wird zur Konkursforderung. Jedenfalls
vertritt die Eidgenössische Steuerverwal-
tung die Auffassung, dass beispielsweise
bei vollumfänglichen Nutzungsänderun-
gen per 31.12.2000 die massgeblichen
Bestimmungen der bis zum 31.12.2000
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geltenden MWSTV zur Anwendung gelan-
gen11. Dies müsste nach unserem Dafür-
halten auch im Konkursfall gelten. 

Im übrigen ist zu erwarten, dass bei-
spielsweise für Betriebsliegenschaften,
welche auch nach der Konkurseröffnung
zur Erzielung von mehrwertsteuerpflich-
tigen Umsätzen dienen, zu einem späte-
ren Zeitpunkt der Eigenverbrauchsteuer
unterliegen. Dabei ist namentlich an La-
gerhäuser zu denken, aus denen nach
Konkurseröffnung durch die Konkursver-
waltung handelnd für den Konkursiten
längerfristig Halbfabrikate weiterprodu-
ziert und als Fertigfabrikate verkauft wer-
den, bis schliesslich das Lagergebäude
veräussert wird. Hier dürfte die Eigenver-
brauchsteuer erst mit der Veräusserung
des Gebäudes anfallen und damit eine
Massaforderung resultieren.

Es dürften sich hier für die Konkurs-
verwaltung im Einzelnen heikle Abgren-
zungsfragen ergeben, je nach dem auf
welche Weise die Eidgenössische Steuer-
verwaltung die Kriterien für Nutzungsän-
derungen bezogen auf die Konkurseröff-
nung festlegen wird. Erst eine objektbe-
zogene Betrachtung wird im Einzelfall
zeigen, ob und in welchem Umfang eine
Nutzungsänderung im Zeitpunkt der Kon-
kurseröffnung erfolgt bzw. eingetreten ist.
Gleichzeitig dürften aus der Interessen-
lage der Gläubiger aber auch neue Aufga-
ben resultieren. 

Es ist auch noch nicht bekannt, ob die
Unterscheidung zwischen Einstellung der
Geschäftstätigkeit oder der Fortsetzung
der Geschäftstätigkeit auf den Zeitpunkt
der Konkurseröffnung auch unter der Gel-
tung des MWSTG Bestand haben wird (vgl.
MB Nr. 2)12. Diese Unterscheidung hat un-
seres Erachtens – jedenfalls unter dem
Geltungsbereich der MWSTV - in erster Li-
nie Folgen für die formellen Verpflichtun-
gen (Erstellen von Abrechnungen) und
den Zeitpunkt der Ablieferung der Steu-
ern. Hingegen dürfte nach unserem Da-
fürhalten die Konkurseröffnung keinen
Einfluss auf die Möglichkeiten der freiwil-
ligen Unterstellung unter die MWST (Op-
tion) und der Einlageentsteuerung haben.
Zum einen bleibt der Konkursit steu-
erpflichtig. Die gesetzliche Grundlage fin-
det sich in Art. 29 lit. a MWSTG. Zum an-

dern fehlt eine ausdrückliche gesetzliche
Grundlage, wonach beispielsweise im
Stadium einer Liquidation eine Option
ausgeschlossen ist. Der Konkursverwal-
tung müsste es deshalb grundsätzlich
möglich sein, für den Konkursiten zu op-
tieren. 

2.2 Freiwilige Unterstellung von Liegen-
schaften, welche bisher nicht zur Erzie-
lung von mehrwertsteuerpflichtigem
Umsatz dienten
Sofern die Konkursverwaltung, handelnd
für den Konkursiten eine bisher vermie-
tete Liegenschaft verkaufen kann, sollte
sie zumindest überprüfen, ob die Voraus-
setzungen für eine freiwillige Unter-
stellung für den Verkauf erfüllt sind.
Gleichzeitig wäre mittels mehrwertsteuer-
konformen Belegen zu berechnen, in
welchem Umfang seinerzeitige Vorsteuern
im Rahmen der Einlageentsteuerung
geltend gemacht werden können. Liegen
die Voraussetzungen für die freiwillige
Unterstellung vor und können die Vor-
steuern an Hand von Belegen nachge-
wiesen werden, sollte es für den Konkur-
siten möglich sein, für den Verkauf zu
optieren und in der entsprechenden
Abrechnung die seinerzeitigen Vorsteuern
reduziert um die Abschreibungen zurück
zu erhalten.

Der Art. 26 Abs. 3 MWSTG verlangt,
dass die Option für mindestens fünf Jahre
gilt. Da der Verkauf eine einmalige Tätig-
keit darstellt, dürfte die Zeitdauer kein
Argument gegen die freiwillige Unterstel-
lung darstellen. Schliesslich ist die Option
für den Verkauf alleine dann ausgeschlos-
sen, wenn im übrigen keine Mehrwert-
steuerpflicht besteht. Die Konkursverwal-
tung handelt demgegenüber für den kon-
kursiten Steuerpflichtigen (Art. 29 lit. a
MWSTG). 

Aus dem Blickwinkel der Zeitdauer be-
trachtet, muss hingegen angenommen
werden, dass die Eidgenössische Steuer-
verwaltung jedenfalls ein Optionsgesuch
für die Vermietung nur dann bewilligen
wird, wenn gezeigt werden kann, dass sich
die Liquidation über eine lange Zeitspan-
ne erstrecken wird. Dies dürfte sehr hei-
kel und lediglich in wenigen Ausnahme-
fällen möglich sein.

2.3. Betriebsliegenschaften
Sofern davon ausgegangen wird, dass im
Zeitpunkt der Konkurseröffnung für eine
bestimmte Liegenschaft eine (allenfalls
nur partielle) Nutzungsänderung erfolgt,
entsteht gleichzeitig mit der Konkurser-
öffnung die Eigenverbrauchsteuer (für die
Bemessung vgl. Ziffer 2.3.). Sie stellt nach
unserem Dafürhalten eine Konkursforde-
rung dar. Kann diese Liegenschaft – bei
Fortbestand der Steuerpflicht – während
des Liquidationsverfahrens mit Option
veräussert werden, tritt der Tatbestand der
Einlageentsteuerung ein. Die noch geltend
zu machenden Vorsteuern aus der Einla-
geentsteuerung wären als Massaguthaben
zu qualifizieren. Der Konkursverwaltung
wird aus diesem Grund während dem
Liquidationsverfahren im Einzelfall aus
mehrwertsteuerrechtlicher Sicht eine
neue Möglichkeit eröffnet.

Selbst wenn die Option für den Verkauf
während dem Liquidationsverfahren nicht
möglich sein sollte, dürfte es jedenfalls
von grosser Bedeutung sein, wieviel Ei-
genverbrauchsteuer bereits im Zeitpunkt
der Konkurseröffnung – in aller Regel –
als Konkursforderung geschuldet ist. In
diesem Sinne erwächst der Konkursver-
waltung eine zusätzliche Verantwortung,
die MWST des Konkursiten bis zum Ab-
schluss der Liquidation mit grösster Sorg-
falt zu betreuen.

Wird demgegenüber eine Nutzungsän-
derung im Zeitpunkt der Konkurseröff-
nung verneint, fällt keine Eigenverbrauch-
steuer an. Hingegen wird sich die Kon-
kursverwaltung im Liquidationsverfahren
mit der Frage auseinander zu setzen ha-
ben, ob allenfalls mittels freiwilliger
Unterstellung (Option) namentlich für
den Verkauf der Betriebsliegenschaft die
Eigenverbrauchsteuer und damit eine zu-
sätzliche Massaforderung vermieden wer-
den kann.
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3. Schlussfolgerungen

Zur Zeit liegen verschiedene Publikatio-
nen der Eidgenössischen Steuerverwal-
tung noch nicht vor und damit sind keine
abschliessenden Stellungnahmen erhält-
lich. Vorab die Möglichkeit von der frei-
willigen Unterstellung unter die MWST

(Option) mit Rücksicht auf das neue
Rechtsinstitut der Einlageentsteuerung
wirft auch für das Konkursverfahren neue
Aspekte auf. Mit den Nutzungsänderungen
verbunden mit der Option wird die MWST
auch im Konkursverfahren entschieden
an Bedeutung gewinnen. Die neuen Pla-
nungs- und Entscheidungsmöglichkeiten
werden – wie auch für alle anderen Steu-

erpflichtigen – aber nur dann möglich
sein, sofern mehrwertsteuerkonforme Be-
lege vorhanden sind und der entspre-
chende Nachweis gelingt. Im Hinblick auf
das MWSTG werden sich somit auch die
Konkursverwaltungen neuen Herausfor-
derungen zu stellen haben.
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Schwarzenburg

Das Objekt in Schwarzenburg ist seit 1994
vermietet. Seit der Geltung der Mehrwert-
steuer werden demzufolge durch die Ver-
mietung keine steuerpflichtigen Umsätze
erzielt. Bei der Miete handelt es sich um
ausgenommenen Umsatz; für dieses Ob-
jekt wurde nie optiert. Dadurch fällt mit
der Betriebseinstellung keine Nutzungs-
änderung im Sinne des Eigenverbrauchs
an. Ebenfalls berechtigen die mit Vorsteu-
ern belasteten Rechnungen, welche die
Liegenschaft betreffen, seit 1995 nicht
zum Vorsteuerabzug.

In diesem Fall kann überprüft werden,
ob mittels Option für die Miete ab
1.1.2001 die Einlageentsteuerung geltend
gemacht werden kann. Dieses Vorgehen
dürfte sich lohnen, wenn die Liegen-
schaftsaufwendungen seit dem 1.1.1995
erheblich waren (bspw. Grossrenovation
von mehr als 5% gemessen am Gebäude-
versicherungswert) und die notwendigen
mehrwertsteuerkonformen Belege verfüg-
bar sind! Die Einlageentsteuerung ist erst
aufgrund des MWSTG ab 1.1.2001 mög-
lich, in der MWSTV ist dieses Institut nicht
vorgesehen. Allerdings gilt für die freiwil-

Beispiele im Zusammenhang mit MWST-Fragen

lige Unterstellung (Option) eine Mindest-
dauer von 5 Jahren, weshalb denkbar ist,
dass die Eidgenössische Steuerverwaltung
die Option für die Vermietung im Kon-
kursverfahren nicht bewilligen wird.

Hingegen dürften sich die gleichen Fra-
gen im Zusammenhang mit dem Verkauf
stellen (Option für den Verkauf). Beim
Verkauf handelt es sich um ein einmaliges
Geschäft. Die Mindestdauer von 5 Jahren
kann hier einem Steuerpflichtigen nicht
entgegengehalten werden.

Variante:
Das Objekt wird erst seit 1.1.1998 ver-
mietet, vorher wurde es als Betriebslie-
genschaft zur Generierung von steuer-
pflichtigen Umsätzen genutzt. In diesem
Fall ist am 31.12.1997 die Nutzungs-
änderung im Sinne des Eigenverbrauchs
eingetreten. Die Eisen AG hat diesen Ei-
genverbrauch im Rahmen der IV. Quar-
talsabrechnung 1997 deklarieren müs-
sen. Bemessungsbasis bildeten dabei der
Wert der mit Vorsteuern belasteten Auf-
wendungen zwischen dem 1.1.1995 und
dem 31.12.1997. Der im Kalenderjahr
1997 geltende MWST-Satz (6,5%) war an-
wendbar. Wenn die Eisen AG zu diesem
Zeitpunkt die notwendigen mehrwertsteu-

erkonformen Belege betreffend Liegen-
schaftskosten und Investitionen nicht bei-
bringen konnte, musste sie den Eigenver-
brauch auf der Basis des Verkehrswertes
der Liegenschaft (ohne Anteil Boden) be-
rechnen und abliefern.

Wenn diese Liegenschaft nun ab Januar
2001 neu vermietet wird gilt das im
Grundsachverhalt beschriebene. Im Ein-
zelnen müsste abgeklärt werden:
– Hat der Konkursit die notwendige Ab-

rechnung erstellt?
– Welches war die Bemessungsgrundlage

für die Eigenverbrauchsteuer?
– Wie hoch war diese?
– Erlaubt die Eidgenössische Steuerver-

waltung die Option für die Vermietung
im Konkurs?

Dieses Vorgehen ist im Einzelfall recht
aufwendig. Es dürfte sich daher bei grös-
seren Steuerbeträgen lohnen, die MWST
mittels Einlageentsteuerung – reduziert
um eine jährliche Abschreibung von 5% -
zurückzufordern, sofern die Eidgenössi-
sche Steuerverwaltung die Option zulässt
(Mindestdauer 5 Jahre).

Voraussetzungen für diese Vorgehensweise:
– der Mieter ist steuerpflichtig,
– das Mietobjekt wird für steuerpflichtige

Zwecke benutzt,
– der jährliche Mietzins beträgt zumin-

dest Fr. 40’000.– ,
– der Aufwand lohnt sich für diese Vorge-

hensweise,
– die notwendigen Belege (Eigenver-

brauchsteuer + zusätzliche Investitio-
nen und Aufwendungen seit 1998) kön-
nen beigebracht werden.

Die Eisen AG, spezialisiert auf die Bearbeitung von Eisen und anderen Metallen, ist seit
dem 1. September 1999 in Konkurs. Sie verfügt über eine Betriebsstätte in Müntsche-
mier (mit zwei Grundstücken: a) Verwaltungsgebäude, b) ein Gebäude mit Produk-
tionsstätte 40% und 60% Lager) und eine seit 1994 vermietete, ehemalige Betriebslie-
genschaft in Schwarzenburg. Der Betrieb wird mit Datum der Konkurseröffnung ein-
gestellt, sie verkaufen einzig noch das vorhandene Warenlager. Im Verlaufe der
folgenden Monate wird das Inventar zum Teil einzeln, zum Teil in grösseren Mengen,
verkauft. Welche MWST-Probleme stellen sich in diesem Fall in Zusammenhang mit den
verschiedenen Liegenschaften?
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Bei einem Verkauf gelten die Ausführun-
gen wie für den Grundsachverhalt. Die
Option für den Verkauf sollte grundsätz-
lich möglich sein. Damit könnte eine Ein-
lageentsteuerung bewirkt werden.

Müntschemier

Es handelt sich eindeutig um Objekte, die
zu MWST-Zwecken benützt worden sind.
Sämtliche Unterhalts- und Investitionsauf-
wendungen waren vorsteuerabzugsbe-
rechtigt. Mit der Aufgabe des Betriebes
(im vorliegenden Fall mit Datum der Kon-
kurseröffnung) tritt für beide Grundstü-
cke (Verwaltungsgebäude und Produk-
tion- bzw. Lagergebäude) eine Nutzungs-
änderung ein. Es ist eine Abrechnung über
die Eigenverbrauchsteuer zu erstellen. 

Die Nutzungsänderung ist jedoch bezo-
gen auf die beiden Gebäude unterschied-
lich. Während die Nutzungsänderung das
gesamte Verwaltungsgebäude betrifft
(100%), dürfte sie für das andere Gebäu-
de nur im Umfange des Produktionsteils
(40%) nicht aber für den Lagerteil eintre-
ten. Mithin handelt es sich beim zweiten
Gebäude um eine partielle Nutzungsände-
rung. 

Für das Verwaltungsgebäude mit einer
vollumfänglichen Nutzungsänderung ent-
steht der Eigenverbrauch mit der Kon-
kurseröffnung. Bei der Eigenverbrauch-
steuer handelt es sich um eine Konkurs-
forderung. Die Höhe derselben bemisst
sich nach den seit 1995 angefallenen Auf-
wendungen, die seinerzeit zum Vorsteuer-
abzug berechtigt haben (abzüglich Ab-
schreibung auf Liegenschaftsaufwand und
Grossinvestitionen). Hiezu sind die ent-
sprechenden Belege beizubringen. Wenn
diese nur ungenügend vorhanden sind,
muss maximal der Verkehrswert der Lie-
genschaft (ohne Anteil Boden) für die Ei-
genverbrauchsteuer deklariert bzw. abge-
rechnet werden.

Hinsichtlich des zweiten Gebäudes liegt
eine partielle Nutzungsänderung vor. Die
Eigenverbrauchsteuer ist entsprechend
der Quote von 40% für den Produktions-
teil geschuldet. Nach unserer Auffassung
dürfte es korrekt sein, dass auch dieser
Teil der Eigenverbrauchsteuer als Kon-

kursforderung qualifiziert wird. Diese
Meinung dürfte deshalb vertretbar sein,
weil nach Auffassung der Eidgenössischen
Steuerverwaltung der Eintritt der Wirkun-
gen einer partiellen Nutzungsänderung
auf den Beginn des Jahres in dem sie statt-
findet als eingetreten gilt. Diese Praxis
wird jedenfalls mit der Inkraftsetzung des
MWSTG gelten. Die Bemessungsbasis der
Eigenverbrauchsteuer ist grundsätzlich
mit derjenigen des Verwaltungsgebäudes
identisch. Allerdings reduziert sich die Ei-
genverbrauchsteuer um denjenigen Anteil
(60%), welcher nicht von der Nutzungs-
änderung betroffen ist.

Vermietung mit Option
Die Konkursverwaltung hat nun die Mög-
lichkeit, bei einer Vermietung an einen
MWST-pflichtigen die Option zu beantra-
gen. In diesem Fall kann mit der Bewilli-
gung der Option nach dem 1.1.2001 die
Einlageentsteuerung geltend gemacht wer-
den. In die Masse fliesst damit der Betrag,
welcher der um die jährliche Abschrei-
bung von 5% reduzierten und seinerzeit
abgelieferten Eigenverbrauchsteuer ent-
spricht. Allerdings dürfte hier unter Um-
ständen die gesetzliche Mindestdauer von
fünf Jahren der Option entgegenstehen.

Voraussetzung für diese Vorgehensweise:
– der Mieter ist steuerpflichtig
– der Vermieter (Konkursit) erzielt aus

der Miete zumindest einen jährlichen
Umsatzvon Fr. 40’000.–

– das Mietobjekt wird für steuerpflichtige
Zwecke benützt

Bezogen auf das Verwaltungsgebäude
hätte eine vollumfängliche Option auch ei-
ne Einlageentsteuerung für das gesamte
Gebäude zur Folge.

Hinsichtlich des zweiten Gebäudes
muss entsprechend der Anteile Produk-
tion und Lagerhalle unterschieden wer-
den. Bewilligt die Eidgenössische Steuer-
verwaltung die Option für das gesamte Ge-
bäude, wird bezogen auf den Lagerteil
keine Eigenverbrauchsteuer anfallen.
Demgegenüber könnte für den Produk-
tionsteil des Gebäudes die Einlageentsteu-
erung in Folge Nutzungsänderung geltend
gemacht werden. Dieser Teil wird wiede-

rum für steuerbare Umsätze (optierte
Mietzinse) genutzt. Bei der zurück zu er-
stattenden Steuer wird es sich um ein Mas-
saguthaben handeln. Darf hingegen für die
Vermietung im Konkursverfahren nicht
mehr optiert werden (Mindestdauer 5 Jah-
re), fällt lediglich noch die Eigenver-
brauchsteuer auf dem Gebäudeteil ‘Lager-
halle’ an. Die anfallende Eigenverbrauch-
steuer ist als Massaschuld zu qualifizieren.

Verkauf mit Option
Bei einem Verkauf kann für den Verkauf
selber optiert werden, sofern der Käufer
wie der Verkäufer (Konkursit) MWST-
pflichtig sind. In diesem Fall ist auf dem
Verkaufspreis (allerdings ohne Anteil Bo-
den) die MWST zu entrichten. Bereits de-
klarierte und abgelieferte Steuerbeträge
für Eigenverbrauch (die mit Datum Kon-
kurseröffnung möglicherweise verlangt
wurden) können im Rahmen der Einla-
geentsteuerung geltend gemacht werden.
Dies bedeutet allerdings auch, dass die
MWST durch den Käufer tatsächlich fi-
nanziert werden muss und zusätzlich zum
Verkaufspreis zu bezahlen ist. Diese kann
der Käufer als Vorsteuer wiederum gel-
tend machen. Die Zahlungsmodalitäten
können allerdings entsprechend ange-
passt werden, damit der Käufer liquidi-
tätsmässig möglichst wenig belastet wird
(Festlegung Verkaufszeitpunkt bzw. Zah-
lung Kaufpreis inkl. MWST auf Ende eines
Quartals, weil dann sogleich über die
MWST abgerechnet wird).

Im Gegensatz zur Option für die Ver-
mietung sollte die Option für den Verkauf
auf jeden Fall möglich sein. Jedenfalls
spricht die Mindestdauer für die Unter-
stellung nicht gegen die Option für den
Verkauf. Sofern das Verwaltungsgebäude
verkauft wird, ohne dass vorher für die
Vermietung optiert werden konnte, tritt
mit dem Verkauf mit Option die Nutzungs-
änderung – Einlageentsteuerung – ein.
Die geltend gemachten Vorsteuern sind
als Massaguthaben anzusprechen. 

Kann die zweite Liegenschaft mit Op-
tion verkauft werden, fällt auf jeden Fall
für den Lagerteil keine Eigenverbrauch-
steuer an. Die Eigenverbrauchsteuer auf
diesem Teil kann auch dann vollständig
vermieden werden, wenn entweder für
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diesen Teil im Konkursverfahren keine
Vermietung vorgenommen werden kann
oder bei einer allfälligen Vermietung die
Eidgenössische Steuerverwaltung die Op-
tion zulässt. Hinsichtlich des Produk-
tionsteils ist die Option für den Verkauf
notwendig zur Vermeidung einer erneu-
ten Eigenverbrauchsteuer, wenn im Kon-
kursverfahren auf diesem Gebäudeteil
mit Option vermietet werden konnte.
Wurde der Gebäudeteil ‹Produktion›
nicht oder ohne Option vermietet, kann
mit der Option für den Verkauf eine Nut-
zungsänderung und damit eine Einla-
geentsteuerung herbeigeführt werden.
Auch hier würde es sich um ein Massa-
guthaben handeln.

Im Konkursfall ist die Variante Verkauf
mit Option vorteilhaft, weil dadurch das

latente Risiko der Eigenverbrauchsteuer
auf den Käufer übertragen wird. Zudem
kann mittels Einlageentsteuerung die Ei-
genverbrauchsteuer – teilweise – zurück-
geholt werden. Der Käufer muss sich je-
doch bewusst sein, dass er dieses Risiko
im Umfang der Eigenverbrauchsteuer ab-
züglich jährliche Abschreibung von 5%
übernimmt. Die praktische Anwendung
einer Option bei Verkauf ist damit eher
fraglich und nur unter den folgenden Vor-
aussetzungen wahrscheinlich:
– der Käufer ist MWST-pflichtig,
– der Verkäufer (Konkursit) ist noch

MWST-pflichtig und noch nicht im Re-
gister gelöscht,

– der Käufer will Objekt langfristig als Be-
triebsliegenschaft für mehrwertsteuer-
pflichtige Umsätze nutzen.

Fazit:
Wenn eine Eigenverbrauchsteuer anfällt,
ist diese je nach Zeitpunkt als Konkurs-
oder sogar als Massaforderung zu be-
zahlen. Mittels Einlageentsteuerung kann
diese abzüglich jährliche Abschreibung
reduziert werden, jedoch nur bei Option
für Vermietung oder Verkauf. Ansonsten
ist diese Eigenverbrauchsteuer mittels
Einlageentsteuerung nicht rückforder-
bar.
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